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A Tragende Gründe und Beschluss 

A-1 Rechtsgrundlage 
[wird in finaler Fassung ergänzt] 

A-2 Eckpunkte der Entscheidung 
[wird in finaler Fassung ergänzt] 

A-3 Würdigung der Stellungnahmen  
[wird in finaler Fassung ergänzt] 

A-4 Bürokratiekostenermittlung 
[wird in finaler Fassung ergänzt] 

A-5 Verfahrensablauf 
[wird in finaler Fassung ergänzt] 
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A-6 Beschluss  
Veröffentlicht im BAnz am T. Monat JJJJ, AT …  

Hier Beschluss im Wordformat (nicht im BAnz-Veröffentlichungsformat) einstellen. 

 

A-7 Anhang 

A-7.1 Prüfung durch das BMG gemäß § 94 Abs. 1 SGB V  
[wird in finaler Fassung ergänzt] 
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B Stellungnahmeverfahren vor Entscheidung des G-BA  

B-1 Stellungnahmeberechtigte Institutionen/Organisationen 
Folgenden Organisationen ist Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zu geben: 

• Arbeitsgemeinschaft der Kammer auf Bundesebene gemäß § 91 Absatz 5 SGB V: 
o Bundesärztekammer (BÄK) 

 
• Organisationen der Leistungserbringer gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SGB V: 

o Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V. (AWO) 
o Arbeitgeber- und Berufsverband Privater Pflege e. V. (ABVP) 
o Arbeitsgemeinschaft Privater Heime und Ambulanter Dienste Bundesverband 

e. V. (APH) 
o Bundesarbeitsgemeinschaft Hauskrankenpflege e. V. (B.A.H.)  
o Bundesverband Ambulante Dienste und Stationäre Einrichtungen e. V. (bad 

e. V.) 
o  Bundesverband Häusliche Kinderkrankenpflege e. V. (BHK)  
o Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. (bpa) 
o Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe - Bundesverband e. V. (DBfK) 
o Deutscher Caritasverband e. V (Caritas) 
o Paritätischer Wohlfahrtsverband – Gesamtverband e.V. 
o Deutsches Rotes Kreuz e. V. (DRK)  
o Diakonie Deutschland – Evangelischer Bundesverband Evangelisches Werk 

für Diakonie und Entwicklung e. V (Diakonie)  
o Verband Deutscher Alten- und Behindertenhilfe e. V. (VDAB)  
o Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland e. V. (ZWST)  

 

B-2 Einleitung und Terminierung des Stellungnahmeverfahrens  
Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen beschloss in seiner Sitzung am 29. Juni 2016 die 
Einleitung des Stellungnahmeverfahrens. Die Unterlagen wurden den Stellungnahmeberech-
tigten am 4. Juli 2016 übermittelt. Es wurde Gelegenheit für die Abgabe von Stellungnahmen 
innerhalb von 5 Wochen nach Übermittlung der Unterlagen gegeben. 
 

B-3 Allgemeine Hinweise für die Stellungnehmer  
Die Stellungnahmeberechtigten wurden darauf hingewiesen,  

• dass die übersandten Unterlagen vertraulich behandelt werden müssen und ihre Stel-
lungnahmen nach Abschluss der Beratungen vom G-BA veröffentlicht werden können,  

• dass jedem, der gesetzlich berechtigt ist, zu einem Beschluss des Gemeinsamen Bun-
desausschusses Stellung zu nehmen, soweit er eine schriftliche Stellungnahme abge-
geben hat, in der Regel auch Gelegenheit zu einer mündlichen Stellungnahme zu ge-
ben ist. 
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B-4 Übersicht über die Abgabe von Stellungnahmen 
Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Arbeitsgemeinschaft der Kammer auf Bundesebene gemäß § 91 Absatz 5 SGB V: 

Bundesärztekammer (BÄK)  5. August 2016  

Organisationen der Leistungserbringer gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SGB V: 

Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V. (AWO) 29. Juli 2016  
Arbeitgeber- und Berufsverband Privater Pflege e. V. (ABVP)  Verzicht 
Arbeitsgemeinschaft Privater Heime und Ambulanter Dienste 
Bundesverband e. V. (APH) 

8. Juli 2016  

Bundesarbeitsgemeinschaft Hauskrankenpflege e. V. 
(B.A.H.) 

5. August 2016  

Bundesverband Ambulante Dienste und Stationäre Einrich-
tungen e. V. (bad e. V.) 

5. August 2016  

Bundesverband Häusliche Kinderkrankenpflege e. V. (BHK)   Verzicht 
Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. (bpa) 5. August 2016  
Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe - Bundesverband 
e. V. (DBfK)  

5. August 2016  

Deutscher Caritasverband e. V (Caritas) 26. Juli 2016  
Paritätischer Wohlfahrtsverband – Gesamtverband e.V. 5. August 2016  
Deutsches Rotes Kreuz e. V. (DRK)  4. August 2016  
Diakonie Deutschland – Evangelischer Bundesverband 
Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e. V (Dia-
konie) 

4. August 2016  

Verband Deutscher Alten- und Behindertenhilfe e. V. (VDAB)  5. August 2016  
Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland e. V. 
(ZWST)  

 Verzicht 

 

B-5 Unterlagen des Stellungnahmeverfahrens  
Neben dem Beschlussentwurf wurden den Stellungnehmern die Tragenden Gründe (Stand: 
29. Juni 2016) übermittelt.  
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B-5.1 Beschlussentwurf  
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B-5.2 Tragende Gründe 
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B-6 Schriftliche Stellungnahmen 
Die Volltexte der schriftlichen Stellungnahmen sind im Kapitel B-9 abgebildet. In den nachstehenden Tabellen sind keine Ausführungen abgebildet, 
die lediglich die zur Stellungnahme gestellten Inhalte wiedergeben oder die das Stellungnahmeverfahren selbst beschreiben.  
 

B-6.1 Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen 
 Allgemeine oder übergreifende Stellungnahmen 

Lfd. 
Nr.  

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

1.  B.A.H  Änderungswille wird grund-
sätzlich begrüßt 
Die B.A.H. begrüßt zunächst die 
Intention, mit welcher eine Ände-
rung der Leistungsziffer 26 in An-
griff genommen wurde. 
Leider wurde jedoch das eigentli-
che Problem keiner Lösung zuge-
führt. Auch weiterhin wirft die 
Passage in den Richtlinien zu Nr. 
26 „Medikamentengabe (…)“, so-
wie „Richten von ärztlich verord-
neten Medikamenten, (…)“ Ver-
ständnisfragen auf und wird aus 
hiesiger Sicht auch künftig in der 
Praxis zu nicht einheitlichen Ver-
ordnungs- und Genehmigungs-
verfahren führen. 
Missverständnisse werden 
nicht ausgeräumt 

Die Stellungnahme wird 
zur Kenntnis genom-
men. 

Keine Ände-
rung. 
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Lfd. 
Nr.  

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

Die Überarbeitung böte die 
Chance, bisher bestehende Miss-
verständnisse bei der Verord-
nung, der Genehmigung und der 
Durchführung dieser Leistung 
künftig auszuschließen. 
 
Bislang kreuzt der Arzt auf der 
Verordnung in der Regel Richten 
und Geben gleichzeitig an, in der 
Annahme, dass beide Leistungen 
erforderlich wären. In der Regel 
meint der Arzt jedoch lediglich die 
Leistung der Med-Gabe, weil es 
sich um einen Patienten handelt, 
welcher eines oder mehrere der 
in der Spalte „Bemerkungen“ in 
der Leistungsbeschreibung ge-
nannten gesundheitlichen oder 
motorischen Defizite aufweist. 
Das Richten von Medikamenten 
hingegen kann nur in Einzelfällen 
und nur bei ausgewählten Patien-
ten in Frage kommen. Nur wenn 
die selbständige Einnahme der 
Medikamente gewährleistet ist, 
jedoch die erforderliche körperli-
che Fähigkeit für die Heraus-
nahme der Medikamente aus den 
Packungen (teilweise bis zu 25 
gleichzeitig) fehlt, ist die Leistung 
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Lfd. 
Nr.  

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

des Richtens im Einzelfall verord-
nungsfähig. 
 
[…]  
 
Fazit 
Die geplante Änderung verfolgt 
zwar die richtigen Ansätze, kann 
jedoch keine Lösung für die haf-
tungsrechtlichen Probleme dar-
stellen und auch die Versor-
gungsrealität wird nicht gänzlich 
widergespiegelt. An dieser Stelle 
bedürfte es weiterer Konkretisie-
rungen, um eine vollständige und 
praxisgerechte Leistungsbe-
schreibung zu erzielen. 

2.  BÄK  Die Bundesärztekammer hat 
keine Änderungshinweise zu den 
vorgesehenen Änderungen der 
Häuslichen Krankenpflege-Richt-
linie. 

Kenntnisnahme. Keine Ände-
rung. 
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 Stellungnahmen zur Änderung des § 2 HKP-RL 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

3.  bpa § 2 Absatz 4 wird wie folgt neu ge-
fasst: 
„Krankheitsspezifische Pflegemaß-
nahmen können als Behandlungs-
pflege im Rahmen der Sicherungs-
pflege auch dann verordnet werden, 
wenn dieser Hilfebedarf bei der Fest-
stellung der Pflegebedürftigkeit in der 
Pflegeversicherung bereits berück-
sichtigt worden ist. Das gilt auch für 
solche krankheitsspezifischen Pflege-
maßnahmen, die bislang im Leis-
tungsverzeichnis nicht enthalten sind 
bzw. eine eindeutige Zuordnung im 
Leistungsverzeichnis nicht gegeben 
ist.“ 

Die Streichung von § 2 Abs.4 
und Abs. 6 ist nach Auffassung 
des bpa nicht ausreichend, um 
abzusichern, dass auch zukünftig 
eine Versorgung der betroffenen 
Personengruppe mit krank-
heitsspezifischen Pflegemaßnah-
men im bisherigen Umfang si-
chergestellt ist. Aus Sicht des 
bpa ist das Gegenteil der Fall. 
 
Ohne die bislang durch § 2 Abs. 
4 HKP-RL vorgenommene Klar-
stellung laufen die Pflegedienste 
wieder Gefahr der Verordnungs-
ablehnung mit dem Hinweis da-
rauf, dass diesbezüglich eine Be-
rücksichtigung im Rahmen der 
Begutachtung nach § 18 SGB XI 
stattgefunden habe. Denn nach 
wie vor bleibt es für die hier in 
Rede stehenden Leistungen bei 
der durch das GKV-WSG und 
PNG vom Gesetzgeber einge-
führten Doppelzuständigkeit 
durch Berücksichtigung dieses 
Hilfebedarfs im Rahmen der Be-
gutachtung (§ 15 Abs. 5 SGB XI) 
und als Leistung der häuslichen 

Zu dem Aspekt Rege-
lungen von verrich-
tungsbezogenen 
krankheitsspezifi-
schen Pflegemaßnah-
men im Rahmen der 
HKP-RL:  
Kenntnisnahme, die ge-
setzliche Grundlage zur 
Regelung von verrich-
tungsbezogenen krank-
heitsspezifischen Pfle-
gemaßnahmen im Rah-
men der HKP-RL ist mit 
der Änderung des Pfle-
gestärkungsgesetzes II 
entfallen, somit hat der 
G-BA hier keine Rege-
lungsbefugnis zur weite-
ren Konkretisierung.  
Darüber hinaus wird 
grundsätzlich auf folgen-
den Sachverhalt hinge-
wiesen: Bei der Fest-
stellung des maßgebli-
chen zeitlichen Hilfebe-
darfs für die abschlie-

Keine Ände-
rung. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

Krankenpflege. Die gesetzliche 
Regelung basierte auf der BSG-
Rechtsprechung deren Intention 
es war, Leistungen, die im Rah-
men der Begutachtung zur Ein-
stufung im SGB XI berücksichtigt 
werden, trotzdem als Leistung im 
SGB V zur Verfügung zu stellen 
und umgekehrt. Auch im neuen 
Begutachtungsverfahren gem. § 
18 SGB XI werden auf Grund-
lage der Begutachtungs-Richtli-
nien vom 15.04.2016 - gültig ab 
01.01.2017 - krankheitsspezifi-
sche Pflegeleistungen, wie das 
An- und Ausziehen von (Kom-
pressions-) Strümpfen, bei der 
Ermittlung der Punktwerte zur 
Feststellung des Pflegegrades 
und der Einschränkung der Selb-
ständigkeit berücksichtigt. Daher 
besteht die Erforderlichkeit zur 
Beibehaltung dieser Regelung 
weiterhin fort. Gerade wegen der 
Streichung des § 37 Abs. 2 Satz 
1 2. HS SGB V ist es von beson-
derer Bedeutung, dass in den 
Richtlinien die Klarstellung nach 
Abs. 4 erhalten bleibt, um hier-
über auch künftig Rechtssicher-
heit herzustellen. 

ßend im  SGB XI ge-
nannten Verrichtungen 
der Grundpflege wurden 
bis zum 31.12.2016 
auch weitergehende 
Pflegemaßnahmen be-
rücksichtigt, die aus me-
dizinisch-pflegerischen 
Gründen regelmäßig 
und auf Dauer untrenn-
barer Bestandteil der 
Hilfe bei den gesetzlich 
definierten Verrichtun-
gen der Grundpflege 
sind und objektiv im un-
mittelbarem und zeitli-
chen Zusammenhang 
stehen. 
Aufgrund der zum 
01.01.2017 geltenden 
grundlegenden Ände-
rung der Systematik des 
neuen Pflegebedürftig-
keitsbegriffs und des 
neuen Begutachtungs-
assessments zur Fest-
stellung von Pflegegra-
den auf Basis der 
Schwere der Beein-
trächtigungen der 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

Die in der Begründung aufge-
stellte Behauptung, der Absatz 4 
und damit die Nennung der 
krankheitsspezifischen Pflege-
maßnahmen seien nicht mehr er-
forderlich, weil alle Leistungen 
bereits im Leistungsverzeichnis 
der Richtlinie enthalten sind, ist 
nicht zutreffend. Bereits bislang 
handelte es sich bei den in § 2 
Abs. 6 HKP-RL angeführten 
krankheitsspezifischen Pflege-
maßnahmen richtigerweise um 
eine beispielhafte Aufzählung. 
Selbst wenn die dort bislang auf-
geführten krankheitsspezifischen 
Pflegemaßnahmen bereits im 
Leistungsverzeichnis enthalten 
sein sollten, ist nicht sicherge-
stellt, dass Maßnahmen die dort 
nicht aufgeführt wurden, aber 
dennoch als solche von Bedeu-
tung sein können, künftig man-
gels Berücksichtigung nicht ver-
ordnungsfähig wären. 
Sollte eine abschließende Dar-
stellung aller in Betracht kom-
menden krankheitsspezifischen 
Pflegemaßnahmen nicht möglich 
sein, ist diesbezüglich in § 2 eine 

Selbstständigkeit entfällt 
die verrichtungsbezo-
gene Ermittlung des Hil-
febedarfs. Zudem flie-
ßen die Beeinträchtigun-
gen der Selbstständig-
keit oder Fähigkeitsstö-
rungen im Bereich der 
„Bewältigung von und 
selbständigen Umgangs 
mit Krankheit oder the-
rapiebedingten Anforde-
rungen und Belastun-
gen“ als eigener Bewer-
tungsbereich in die Ge-
samtbewertung ein.  
Damit ist der Einbezug 
des bisher als verrich-
tungsbezogene krank-
heitsspezifische Pflege-
maßnahme bezeichnete 
Hilfebedarfs in die neue 
Systematik der Pflege-
grad-Ermittlung gere-
gelt.  
Zusätzliche Anmerkung 
der PatV: Nach § 15 
Abs. 5 SGB XI sind bei 
der Begutachtung auch 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

entsprechende Öffnungsklausel 
mit aufzunehmen. 

solche Kriterien zu be-
rücksichtigen, die zu ei-
nem Hilfebedarf führen, 
für den Leistungen des 
Fünften Buches vorge-
sehen sind. Dies gilt 
auch für krankheitsspe-
zifische Pflegemaßnah-
men. Krankheitsspezifi-
sche Pflegemaßnahmen 
sind Maßnahmen der 
Behandlungspflege, bei 
denen der behandlungs-
pflegerische Hilfebedarf 
aus medizinisch-pflege-
rischen Gründen regel-
mäßig und auf Dauer 
untrennbarer Bestand-
teil einer pflegerischen 
Maßnahme in den in § 
14 Abs. 2 SGB XI ge-
nannten sechs Berei-
chen ist oder mit einer 
solchen notwendig in ei-
nem unmittelbaren zeitli-
chen und sachlichen Zu-
sammenhang stehen. 
 
Der neue § 13 Abs. 2 
SGB XI postuliert: „Die 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

Leistungen nach dem 
fünften Buch einschließ-
lich der Leistungen der 
häuslichen Kranken-
pflege nach § 37 des 
Fünften Buches bleiben 
unberührt. Dies gilt auch 
für krankheitsspezifi-
sche Pflegemaßnah-
men, soweit diese im 
Rahmen der häuslichen 
Krankenpflege nach § 
37 des Fünften Buches 
zu leisten sind.“ Des 
Weiteren ist auch der 
Begründung zum Geset-
zesentwurf - allgemeiner 
Teil, S. 69 zu entneh-
men: “Darüber hinaus 
werden technische An-
passungen im Bereich 
des Fünften Buches So-
zialgesetzbuch vorge-
nommen. Mit den An-
passungen sind keine 
Leistungsverschiebun-
gen zwischen der sozia-
len Pflegeversicherung 
und der gesetzlichen 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

Krankenversicherung 
verbunden.“ 
 
Trotz dieser Hinweise 
bleibt das Problem, 
dass eine Verankerung 
des Leistungsanspruchs 
im SGB V fehlt, wenn 
der Anspruchsberech-
tigte gleichzeitig pflege-
bedürftig ist. 
 
Zum Aspekt weitere 
verrichtungsbezoge-
nen krankheitsspezifi-
schen Maßnahmen: 
Da keine Beispiele ge-
nannt werden, kann 
keine Versorgungs- o-
der Regelungslücke er-
kannt werden. Darüber 
hinaus wird darauf hin-
gewiesen, dass das 
Leistungsverzeichnis 
nicht abschließend ist. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

4.  DPWV Streichung des § 2 Absatz 4 HKPRL/ 
Änderung der Leistungsziffer 29 der 
HKP-RL 
Lösungsvorschlag: 
Der Paritätische fordert den bisheri-
gen Anspruch aus § 37 Abs.2 S.1 
2.Halbsatz wie folgt aufzunehmen: 
Der Anspruch umfasst krankheitsspe-
zifische Pflegemaßnahmen auch in 
den Fällen, in denen dieser Hilfebe-
darf bei der Feststellung der Pflegebe-
dürftigkeit nach den §§ 14 und 15 des 
Elften Buches zu berücksichtigen ist. 

Aufgrund des im PSG II neu ein-
geführten Pflegebedürftigkeitsbe-
griffs ist der Anspruch auf ver-
richtungsbezogene krank-
heitsspezifische Pflegemaßnah-
men, die bei der Pflegebedürftig-
keit nach SGB XI bereits berück-
sichtigt wurden in § 37 Abs.2 S.1 
2.Halbsatz entfallen. Im Zuge 
dessen ist auch die Ermächti-
gungsgrundlage des G-BA das 
Nähere über Art und Inhalt der 
verrichtungsbezogenen krank-
heitsspezifischen Pflegemaßnah-
men zu regeln, entfallen. Die 
BAGFW hat in ihrer Stellung-
nahme zum PSG II ihre Beden-
ken deutlich zum Ausdruck ge-
bracht, dass der derzeit beste-
hende Anspruch auf Leistungen 
der Häuslichen Krankenpflege (n. 
§ 37 SGB V) neben dem An-
spruch auf Leistungen der Pfle-
geversicherung durch die vorge-
nommenen gesetzlichen Ände-
rungen, insbesondere durch die 
Streichung des zweiten Halbsat-
zes im Satz 1 Absatz 2 des §37 
SGB V, aufgehoben wird. 

Siehe Auswertung lfd. 
Nr. 3. 

Siehe Aus-
wertung lfd. 
Nr. 3. 
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Lfd. 
Nr. 
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Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

Der Paritätische Gesamtverband 
spricht sich im Zusammenhang 
mit der Änderung der HKP-RL 
weiterhin gegen die Streichung 
dieses Anspruchs aus und for-
dert die Wiederaufnahme dieser 
Regelung in den § 37 SGB V. 
Denn die Einführung des Pflege-
bedürftigkeitsbegriffs führt nicht 
zum Wegfall des Hilfebedarfs 
und der damit verbundenen Ab-
grenzungsproblematik zu Leis-
tungen des SGB XI. Es muss 
weiterhin gewährleistet sein, 
dass ambulant versorgte Men-
schen vollumfänglich SGB V 
Leistungen erhalten, auch wenn 
sie pflegebedürftig nach dem 
SGB XI sind. 
Die Anspruchskürzung wird auch 
nicht, wie vom G-BA ausgeführt, 
durch die Aufnahme der bisher in 
§ 2 Absatz 4 HKP-RL explizit auf-
geführten verrichtungsbezoge-
nen krankheitsspezifischen Pfle-
gemaßnahmen in den Leistungs-
katalog der HKP-RL vollständig 
beseitigt. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
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Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

Denn zum einen stellt sich nun-
mehr die Frage, ob es einen ge-
setzlichen Anspruch auf diese 
Leistungen gibt, wenn sie gleich-
zeitig bei der Pflegebedürftigkeit 
nach SGB XI berücksichtigt wer-
den. Zum anderen war die Auflis-
tung der Maßnahmen in § 2 
HKP-RL nicht abschließend. Ver-
richtungsbezogene krank-
heitsspezifische Pflegemaßnah-
men können vielfältig sein, so 
dass die Maßnahmen nicht ab-
schließend geregelt werden kön-
nen. 

5.  Diakonie 
Deutschland 

Streichung von § 2 Absatz 4 HKP-RL 
/Änderung der Leistungsziffer 29 der 
HKP-RL 

Mit dem PSG II wird in Folge der 
neuen Ausrichtung des Pflegebe-
dürftigkeitsbegriffs die verrich-
tungsbezogene Ermittlung des 
Hilfebedarfs gemäß § 37 Absatz 
2 Satz 1 2. Halbsatz und Absatz 
6 Satz 2 SGB V mit Wirkung zum 
1. Januar 2017 gestrichen.  
Im Zuge dessen ist auch die Er-
mächtigungsgrundlage des G-BA 
das Nähere über Art und Inhalt 
der verrichtungsbezogenen 
krankheitsspezifischen Pflege-
maßnahmen zu regeln, entfallen. 
Kritisch ist bereits die Streichung 

Siehe Auswertung lfd. 
Nr. 3. 

Siehe Aus-
wertung lfd. 
Nr. 3. 
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schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

des Anspruchs auf verrichtungs-
bezogene krankheitsspezifische 
Pflegemaßnahmen in § 37 Ab-
satz 2 SGB V zu sehen, denn die 
Einführung des neuen Pflegebe-
dürftigkeitsbegriffs führt nicht 
zwingend zum Wegfall des Hil-
febedarfs und der Notwendigkeit 
Pflegemaßnahmen im Rahmen 
des § 37 Absatz 2 SGB V zu ge-
währen. Mit der Streichung des 
Anspruchs besteht im Rahmen 
des § 37 Absatz 2 SGB V nur ein 
Anspruch auf Behandlungs-
pflege.  
Diese Anspruchskürzung wird 
nicht, wie vom G-BA ausgeführt, 
durch die Aufnahme der bisher in 
§ 2 Absatz 4 HKP-RL explizit auf-
geführten verrichtungsbezoge-
nen krankheitsspezifischen Pfle-
gemaßnahmen in den Leistungs-
katalog der HKP-RL beseitigt.  
Denn zum einen stellt sich nun-
mehr die Frage, ob es einen ge-
setzlichen Anspruch auf diese 
Leistungen gibt.  
Zum anderen war die Auflistung 
der Maßnahmen in § 2 HKP-RL 
nicht abschließend. Verrichtungs-
bezogene krankheitsspezifische 
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Lfd. 
Nr. 
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Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

Pflegemaßnahmen können viel-
fältig sein, so dass die Maßnah-
men nicht abschließend geregelt 
werden können. 

6.  VDAB § 2 der Häuslichen Krankenpflege-
Richtlinie ist dahingehend abzuän-
dern, dass: 
 
(4) Krankheitsspezifische Pflege-
maßnahmen können als 
Behandlungspflege im Rahmen der 
Sicherungspflege auch dann ver-
ordnet werden, wenn 
dieser Hilfebedarf bei der Feststel-
lung der Pflegebedürftigkeit in der 
Pflegeversicherung 
bereits berücksichtigt worden ist.  
 
Das Wort „verrichtungsbezogene“ ist 
aus dem jetzigen § 2 Absatz 4 der 
HKP-RiL zu streichen. 
 
(6) Krankheitsspezifische Pflege-
maßnahmen sind Maßnahmen der 
Behandlungspflege, bei denen der 
behandlungspflegerische Hilfebe-
darf aus medizinisch-pflegerischen 
Gründen regelmäßig und auf Dauer 
untrennbarer Bestandteil einer pfle-
gerischen Maßnahme in den in § 14 

Der VDAB spricht sich gegen die 
im Entwurf geplante Änderung 
des § 2 Häusliche Kranken-
pflege-Richtlinie aus.  
 
Entsprechend des Entwurfs sol-
len die Absätze 4 und 6 des § 2 
HKP-RiL gestrichen werden. Zur 
Begründung wird ausgeführt, 
dass mit dem PSG II die verrich-
tungsbezogene Ermittlung des 
Hilfebedarfs gemäß § 37 Absatz 
2 Satz 1 2. Halbsatz und Absatz 
6 Satz 2 SGB V zum 01.01.2017 
entfallen wird.  
 
Zwar ist der gesetzlichen Be-
gründung zur Änderung des § 37 
Absatz 2 Satz1 SGB V zu ent-
nehmen, dass „kein Klarstel-
lungsbedarf mehr bestände, da 
ersichtlich sei, dass ein Anspruch 
auf Behandlungspflege bestehe 
und keine Leistungsverschiebung 

Siehe Auswertung lfd. 
Nr. 3. 

Siehe Aus-
wertung lfd. 
Nr. 3. 
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Lfd. 
Nr. 
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Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

Absatz 2 SGB XI genannten sechs 
Bereichen ist oder mit einer sol-
chen notwendig in einem unmittel-
baren zeitlichen und sachlichen Zu-
sammenhang steht. 
 
Die Aufzählung unter Absatz 6 entfällt. 
 
Der bisherige Absatz 5 bleibt als sol-
cher bestehen. 
 

zwischen der sozialen Pflegever-
sicherung und der gesetzlichen 
Krankenversicherung drohe.“  
 
Dieser Ansicht kann jedoch nicht 
gefolgt werden. Gemäß §§ 14 
Absatz 2, 15 Absatz 5 SGB XI 
werden im Rahmen der Begut-
achtung, wie auch schon vor der 
Reform im Rahmen des PSG II, 
krankheitsspezifische Pflege-
maßnahmen erfasst und zur 
Feststellung von Pflegebedürftig-
keit herangezogen.   
 
Die Streichung der Begrifflichkeit 
der „verrichtungsbezogenen“ 
krankheitsspezifischen Pflege-
maßnahme im SGB XI ändert 
nichts daran, dass Maßnahmen 
der Behandlungspflege beste-
hen, welche aus medizinisch-
pflegerischen Gründen regelmä-
ßig und auf Dauer untrennbarer 
Bestandteil einer pflegerischen 
Maßnahme sind und mit den in § 
14 Absatz 2 SGB XI genannten 
sechs Bereichen in unmittelbaren 
zeitlichen und sachlichen Zusam-
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Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

menhang stehen. Diese fallen je-
doch gerade nicht in den Leis-
tungsbereich der Pflegekassen.  
 
Nach Ansicht des VDAB sind die 
Änderungen durch das PSG II 
nicht geeignet, grundsätzliche 
Diskussionen über die Zuständig-
keiten zwischen der Pflegekasse 
und der gesetzlichen Kranken-
kasse zu Lasten der Pflegebe-
dürftigen über alle krankheitsspe-
zifischen Pflegemaßnahmen zu 
verhindern. 
 
Jedoch sieht der VDAB Ände-
rungen in § 2 Absatz 4 und Ab-
satz 6 der HKP-RiL (siehe Än-
derungsvorschlag) im Zuge 
der Umsetzung des PSG II als 
notwendig an. Eine komplette 
Streichung des Absatzes 4 so-
wie des Absatzes 6, wie im 
Entwurf vorgesehen, kann je-
doch vom VDAB nicht unter-
stützt werden.  
 
Insbesondere über das Modul 5 
des neuen Begutachtungsasses-
sments werden auch in Zukunft 
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schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

krankheitsspezifische Maßnah-
men zur Feststellung des Hil-
febedarfs erfasst. Absatz 4 der 
RiL ist entsprechend anzupas-
sen, um Schnittstellenproblemen 
vorzubeugen. § 2 Absatz 6 der 
HKP-RiL ist durch Übernahme 
des Wortlautes aus § 15 Absatz 
5 Satz 3 ff an das PSG II anzu-
passen. 

7.  AWO Tragende Gründe 
2.1.  Verrichtungsbezogene krank-
heitsspezifische Pflegemaßnahmen 

Die BAGFW hat in ihrer Stellung-
nahme zum PSG II deutlich ge-
macht, dass große Bedenken be-
stehen, dass der derzeit gleich-
zeitige Anspruch auf Leistungen 
der Häuslichen Krankenpflege (n. 
§ 37 SGB V) neben den An-
spruch auf Leistungen der Pfle-
geversicherung durch die vorge-
nommenen gesetzlichen Ände-
rungen, insbesondere durch die 
Streichung des zweiten Halbsat-
zes im Satz 1 Absatz 2 des §37 
SGB V, aufgehoben wird. 
 
Der AWO Bundesverband 
möchte im Rahmen der Stellung-
nahme auf diese weiterhin beste-
hende Sorge hinweisen. Wir se-
hen es als erforderlich an, dass 

Siehe Auswertung lfd. 
Nr. 3. 

Siehe Aus-
wertung lfd. 
Nr. 3. 
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Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

gesetzlich im §37 SGB V wieder 
sichergestellt wird, dass ambu-
lant versorgte Menschen mit 
Leistungsansprüchen aus dem 
SGB XI und dem SGB V, unein-
geschränkt HKP Leistungen aus 
dem SGB V gewährt und finan-
ziert bekommen. 
 
Unsere Forderung lautet, den ge-
strichenen zweiten Halbsatz in 
§37 SGB V Abs. 2 Satz 1 wieder 
wie folgt aufzunehmen: “der An-
spruch umfasst verrichtungsbe-
zogene krankheitsspezifische 
Pflegemaßnahmen auch in den 
Fällen, in denen dieser Hilfebe-
darf bei der Feststellung der Pfle-
gebedürftigkeit nach den §§ 14 
und 15 des Elften Buches zu be-
rücksichtigen ist. 

8.  DRK Tragende Gründe 
2.1.  Verrichtungsbezogene krank-
heitsspezifische Pflegemaßnahmen 

Die BAGFW hat in ihrer Stellung-
nahme zum PSG II deutlich ge-
macht, dass große Bedenken be-
stehen, dass der derzeit gleich-
zeitige Anspruch auf Leistungen 
der Häuslichen Krankenpflege (n. 
§ 37 SGB V) neben den An-

Siehe Auswertung lfd. 
Nr. 3. 

Siehe Aus-
wertung lfd. 
Nr. 3. 
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Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

spruch auf Leistungen der Pfle-
geversicherung durch die vorge-
nommenen gesetzlichen Ände-
rungen, insbesondere durch die 
Streichung des zweiten Halbsat-
zes im Satz 1 Absatz 2 des §37 
SGB V, aufgehoben wird. 
 
Das Deutsche Rote Kreuz wird 
weiterhin darauf hinwirken, dass 
die vorgenommene Streichung 
rückgängig gemacht wird und da-
mit eine eindeutige gesetzliche 
Grundlage für eine klare Abgren-
zung der Leistungsbereiche der 
Kranken- und Pflegeversicherung 
besteht. Ambulant versorgte 
Menschen mit Leistungsansprü-
chen aus dem SGB XI und dem 
SGB V müssen weiterhin unein-
geschränkt HKP-Leistungen aus 
dem SGB V gewährt und finan-
ziert bekommen. 
 

9.  Diakonie 
Deutschland 

Tragende Gründe 
2.1. Verrichtungsbezogene krank-
heitsspezifische Pflegemaßnahmen 

Die BAGFW hat in ihrer Stellung-
nahme zum PSG II deutlich ge-
macht, dass große Bedenken be-
stehen, dass der derzeit gleich-
zeitige Anspruch auf Leistungen 
der Häuslichen Krankenpflege (n. 

Siehe Auswertung lfd. 
Nr. 3. 

Siehe Aus-
wertung lfd. 
Nr. 3. 
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Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

§ 37 SGB V) neben dem An-
spruch auf Leistungen der Pfle-
geversicherung durch die vorge-
nommenen gesetzlichen Ände-
rungen, insbesondere durch die 
Streichung des zweiten Halbsat-
zes im Satz 1 Absatz 2 des § 37 
SGB V, aufgehoben wird. 
 
Die Diakonie Deutschland 
möchte im Rahmen der Stellung-
nahme auf diese weiterhin beste-
hende Sorge hinweisen. Wir se-
hen es als erforderlich an, dass 
gesetzlich im § 37 SGB V wieder 
sichergestellt wird, dass ambu-
lant versorgte Menschen mit 
Leistungsansprüchen aus dem 
SGB XI und dem SGB V, unein-
geschränkt HKP Leistungen aus 
dem SGB V gewährt und finan-
ziert bekommen. 
 
Unsere Forderung lautet, den ge-
strichenen zweiten Halbsatz in § 
37 SGB V Absatz 2 Satz 1 wie-
der wie folgt aufzunehmen: “der 
Anspruch umfasst verrichtungs-
bezogene krankheitsspezifische 
Pflegemaßnahmen auch in den 
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Fällen, in denen dieser Hilfebe-
darf bei der Feststellung der Pfle-
gebedürftigkeit nach den §§ 14 
und 15 des Elften Buches zu be-
rücksichtigen ist“. 
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 Stellungnahmen zur Änderung des Leistungsverzeichnisses der HKP-RL: Neufassung Nummer 26 - Leistungsbeschreibung 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisa-
tion 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

10.  B.A.H Demnach müsste auch die Aufzählung 
diese „Hierarchie“ der Leistungen wider-
spiegeln: unter 1. sollte die Leistung 
„Verabreichen von ärztlich verordneten 
Medikamenten“ aufgeführt werden, un-
ter 2. hingegen die Leistung „Richten 
von ärztlich verordneten Medikamen-
ten“. 

Die B.A.H. begrüßt die neue Unter-
teilung der Leistung zur Verdeutli-
chung der beiden Leistungsberei-
che dem Grundsatz nach. Mit Blick 
auf die Ausführungen zu den nicht 
ausgeräumten Missverständnissen 
ist jedoch die Reihenfolge nicht 
nachvollziehbar und sogar irrefüh-
rend. 
Nach den o.g. Erwägungen ist die 
Medikamentengabe die Hauptleis-
tung der Leistungsnummer 26, das 
Richten hingegen eine Leistung, 
welche nur im Einzelfall zu verord-
nen ist. 
[…] 
Zudem soll bereits aus der Leis-
tungsbeschreibung die Unmöglich-
keit der gleichzeitigen Verord-
nung beider Leistungen hervorge-
hen. Durch eine eindeutige Formu-
lierung in der Richtlinie sollte der 
verordnende Arzt in die Lage ver-
setzt werden, bei der Ausstellung 
der Verordnung über die Compli-
ance-Fähigkeit seiner Patienten 
entscheiden zu müssen. 

Zu dem Aspekt „Miss-
verständliche Gliede-
rung“, insbesondere im 
Bezug zum Namen der 
Leistung und dem Leis-
tungsinhalt „verabrei-
chen“: 
Auch im Hinblick auf die 
Ausführungen des Stel-
lungnehmers unter der 
lfd. Nr. 1 wird bei dem 
Wort „Medikamenten-
gabe“ das Wort „gabe“ in 
der Spalte „Leistungsbe-
schreibung“ gestrichen. 
Dadurch soll eine klarere 
Abgrenzung der Leis-
tungsbestandteile „Rich-
ten“ und „Verabreichen“ 
erfolgen. 
Als Folgeänderung be-
darf auch einer entspre-
chenden Änderung des 
Einführungssatzes in der 
Spalte „Bemerkung“.  
Zu dem Aspekt „gleich-
zeitige Verordnung“: 

In der Spalte 
„Leistungsbe-
schreibung wird 
in der Über-
schrift das Wort 
„Medikamen-
tengabe“, in 
das Wort „Me-
dikamente“ ge-
ändert.  
 
In der Spalte 
„Bemerkung“ 
wird im Einfüh-
rungssatz das 
Wort „Die Medi-
kamentengabe“ 
ersetzt durch 
die Wörter 
„Diese Leis-
tungsziffer“.  
Darüber hinaus 
wird im Ab-
schnitt „2. Ver-
abreichen von 
ärztlich verord-
neten Medika-
menten“ in der 
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Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

Ausschlaggebend für die Verord-
nung des Richtens als eigenstän-
dige Leistung oder des Gebens 
sollte die Frage sein, ob dem Pati-
enten lediglich die feinmotorische 
Fähigkeit fehlt, die Medikamente 
aus der Verpackung zu nehmen, 
er jedoch in der Lage ist, die Medi-
kamente sicher eigenständig ein-
zunehmen, oder ob es erforderlich 
ist, dem Patienten die Medika-
mente zusätzlich zu verabreichen. 
(s.o.) Zudem sollte verständlich 
dargelegt werden, dass das Geben 
ein Richten stets inkludiert. 
Dies wird mit der hier vorgetrage-
nen Änderung jedoch nicht ab-
schließend erreicht. 

Dem Hinweis der Un-
möglichkeit gleichzeitigen 
Verordnung wurde aufge-
griffen. Folgende Formu-
lierung wird in der Be-
merkungsspalte ergänzt: 
„Das Verabreichen bein-
haltet auch die notwen-
dige Vorbereitung der 
Medikamente.“ 

Spalte „Bemer-
kung“ folgender 
Satz ergänzt 
„Das Verabrei-
chen beinhaltet 
auch die not-
wendige Vor-
bereitung der 
Medikamente.“ 

11.  DPWV Änderung Leistungsziffer 26 der HKP-
RL: 
Es sollte eine eindeutige Abgrenzung 
zwischen „Richten von Medikamenten“ 
und „Verbreichen von Medikamenten“ 
durch eine deutliche Untergliederung in-
nerhalb der Spalte Bemerkung erfolgen. 

Durch die neue Gliederung der 
Leistungsziffer 26 soll klargestellt 
werden, dass die Leistung der Me-
dikamentengabe einerseits das 
Richten und andererseits das Ver-
abreichen der Medikamente um-
fasst. Im Entwurf werden beide 
Leistungen unter dem Oberbegriff 
„Medikamentengabe“ aufgeführt.  

siehe lfd. Nr. 10 siehe lfd. Nr. 10 
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Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

Eine Untergliederung erfolgt dann 
in Nummer 1 und 2. Unter Bemer-
kung zur Leistungsnummer 26 
wird jedoch keine klare Trennung 
vorgenommen. Daher ist nicht klar 
ersichtlich, welche  Bemerkungen 
sich  auf welche Leistung bezie-
hen. 

12.  Deutscher 
Caritasver-
band e.V. 

Änderung Leistungsziffer 26 der HKP-
RL: 
Eine eindeutige Abgrenzung zwischen 
„Richten von Medikamenten“ und „Verb-
reichen von Medikamenten“ sollte durch 
eine deutliche Untergliederung inner-
halb der Leistungsziffer 26 hervorgeho-
ben werden. 
Änderungsvorschlag: 
26. Medikamentengabe – Richten von 
ärztlich verordneten Medikamenten  
26.a Verabreichen von ärztlich verord-
neten Medikamenten  
(In der Folge müsste dann Position 26a 
„Durchführung MRSA-Sanierung“ zu 
Position 26b werden). 

Durch die neue Gliederung der 
Leistungsziffer 26 soll klargestellt 
werden, dass die Leistung der Me-
dikamentengabe einerseits das 
Richten und andererseits das Ver-
abreichen der Medikamente um-
fasst. Im Entwurf werden beide 
Leistungen unter dem Oberbegriff 
„Medikamentengabe“ aufgeführt. 
Beim Richten und Verabreichen 
von Medikamenten handelt es sich 
jedoch um zwei verschiedene Leis-
tungen. Dies sollte aus den Leis-
tungsziffern ersichtlich sein. 

siehe lfd. Nr. 10 siehe lfd. Nr. 10 
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schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

13.  VDAB In der Leistungsbeschreibung Nr. 26 ist 
unter Nr. 2 (neuen Nummerierung im 
Entwurf) aufzunehmen: 
 
→ als Umschlag 
 
als weiteren Unterpunkt zu „über Haut 
und Schleimhaut“ 

 
Leider kommt es bei der Medika-
mentengabe unter der Verwen-
dung eines Umschlages immer 
wieder zu Ablehnungen der Kos-
tenübernahme durch die Kranken-
kassen. Um diesen vorzubeugen, 
ist der „Umschlag“ als Maßnahme 
zur Medikamentengabe über die 
Haut mit aufzunehmen. 
 

Kenntnisnahme. Da 
keine Beispiele genannt 
werden, kann eine Ver-
sorgungs- oder Rege-
lungslücke nicht erkannt 
werden. Zudem finden 
sich in den entsprechen-
den Leitlinien keine Hin-
weise für die Applikation 
von Medikamenten mit-
tels Umschlag.  

Keine Ände-
rung 
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 Stellungnahmen zur Änderung des Leistungsverzeichnisses der HKP-RL: Neufassung Nummer 26 - Bemerkung 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

14.  APH   Die Ergänzung der Leistungsziffer 26 
des Leistungsverzeichnisses um „Pfle-
gedienste müssen vorliegende Infor-
mationen über die Dosierung, Art und 
Zeitpunkt der Einnahme […]“ ist zu 
streichen. … 
 

Eine entsprechende Verpflich-
tung zur fachlich korrekten Ver-
abreichung von Medikamenten 
ergibt sich bereits aus dem aktu-
ellen Stand pflegefachlichen Wis-
sens als auch der Delegation in 
Form einer entsprechenden An-
ordnung des Arztes. 
Insofern erübrigt sich eine noch-
malige explizite Auflistung von 
bereits existenten und anderwei-
tig normierten Anforderungen an 
die krankenpflegerische Versor-
gung, zumal sich hieraus auch 
kein Mehr an Patientensicherheit 
ergibt. 

Der Hinweis beschreibt 
keine neue Pflicht des 
Pflegedienstes. Wie in 
den Tragenden Grün-
den beschrieben, dient 
die Ergänzung in der 
Bemerkungsspalte zur 
Leistungsziffer der Klar-
stellung eines in der 
Praxis angewandten 
Verfahrens. Der Medika-
tionsplan stellt auch ge-
genüber dem Pflege-
dienst Transparenz über 
die verordneten und 
vom Patienten anzu-
wendenden Medika-
mente her. 
Siehe auch lfd. Nr. 18 

keine Ände-
rung 

15.  AWO Der AWO Bundesverband sieht die 
Notwendigkeit einer Anpassung der 
Spalte Bemerkung ausgerichtet an der 
vorgeschlagenen Nummerierung im 
Rahmen der Leistungsbeschreibung. 
Der AWO Bundesverband schlägt fol-
gende Formulierung für die Spalte Be-
merkung vor: 
1.Richten von ärztlich verordneten 
Medikamenten… 

Durch die neue Gliederung der 
Leistungsziffer 26 soll klargestellt 
werden, dass die Leistung der 
Medikamentengabe einerseits 
das Richten und andererseits 
das Verabreichen der Medika-
mente umfasst. 
Durch das Einfügen der Numme-
rierung wird eine Unterteilung 

Siehe lfd. Nr. 10 Siehe lfd. Nr. 
10 
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Nr. 
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Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

 
Unter Bemerkung: 
Das Richten der Arzneimittel erfolgt 
i.d.R. wöchentlich (mit  
Ausnahme flüssiger Medikamente wie 
Säfte und Tropfen). 
 
2. Verabreichen von ärztlich verordne-
ten Medikamenten … 
Unter Bemerkung: 
Das Verabreichen der Arzneimittel 
umfasst auch die Kontrolle, ob die Me-
dikamente  
regelmäßig eingenommen wurden. 
 

vorgenommen. Jedoch erfolgt 
diese inhaltliche Unterteilung 
nicht in der Spalte Bemerkung. 
Im Beschlussentwurf wird unter 
1.Richten von Medikamenten 
(ungeändert) der aktuell gültige 
Satz ausgeführt: 
Das Richten der Arzneimittel er-
folgt i.d.R. wöchentlich (mit Aus-
nahme flüssiger Medikamente 
wie Säfte und Tropfen) und um-
fasst auch die Kontrolle, ob die 
Medikamente regelmäßig einge-
nommen wurden. 

Da derzeit unter Richten von 
ärztlich verordneten Medikamen-
ten das Verabreichen der Medi-
kamente als erster Spiegelstrich 
geführt wird, kann die Formulie-
rung so übergreifend sein. Mit 
der vorgesehenen Änderung in 
der Leistungsbeschreibung 
 
1. Richten von ärztlich verordne-
ten Medikamenten und  
2. Verabreichen von ärztlich ver-
ordneten Medikamenten  
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Nr. 
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Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

ist jedoch in der Spalte Bemer-
kung eine entsprechende Korrek-
tur vorzunehmen.  
Der AWO Bundesverband sieht 
es als erforderlich an, die Aus-
führungen zum Richten der Medi-
kamente und zur Kontrolle der 
Einnahme der Medikamente in 
der Spalte Bemerkung entspre-
chend der Nummerierung in der 
Leistungsbeschreibung anzupas-
sen. Dies ist erforderlich, da im 
Rahmen des i.d.R. wöchentli-
chen Richtens der Medikamente 
nicht die regelmäßige Einnahme 
der Medikamente (z.B. 3x tgl.) 
überprüfbar ist. Kontrollierbar für 
den ambulanten Pflegedienst ist 
lediglich die Entnahme / Nicht-
entnahme der Medikamente aus 
dem Disperser bei der nächsten 
Leistungserbringung. 

16.  AWO Änderungsvorschlag: 
- einer starken Einschränkung der 
geistigen Leistungsfähigkeit oder Rea-
litätsverlust, so dass die Compliance 
bei der medikamentösen Therapie 
nicht sichergestellt ist. 

Im Rahmen der Möglichkeit zur 
Stellungnahme zu Nr. 26 Medika-
mentengabe möchte wir ergän-
zend noch folgenden Hinweis ge-
ben:  
Im vierten Spiegelstrich heißt es, 
dass die Medikamentengabe nur 

Dem Einwand wird inso-
fern Rechnung getra-
gen, indem das Wort 
„so“ vor dem Wort „star-
ken“ eingefügt wird. 
Damit soll sichergestellt 
werden, dass eine Ver-
ordnung erfolgt, sobald 

Änderung: 
In der Bemer-
kungsspalte, 4. 
Spiegelstrich: 
Das Wort „so“ 
vor dem Wort 
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Nr. 
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Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

verordnungsfähig ist bei Patien-
tinnen und Patienten mit  
- einer starken Einschränkung 
der geistigen Leistungsfähigkeit 
oder Realitätsverlust, so dass die 
Compliance bei der medikamen-
tösen Therapie nicht sicherge-
stellt ist….“  
Der AWO Bundesverband sieht 
an dieser Stelle Änderungsbe-
darf. Es besteht nicht nur bei 
starker - Einschränkung der geis-
tigen Leistungsfähigkeit oder Re-
alitätsverlust die Notwendigkeit 
der Medikamentengabe durch 
den ambulanten Pflegedienst. 
Auch bei leichten Einschränkun-
gen, wie z.B. bei beginnender, 
noch nicht ärztlich diagnostizier-
ter Demenz ist sowohl die Si-
cherstellung der Compliance als 
auch die Reduzierung der Gefahr 
einer Fehleinnahme (Überdosie-
rung etc.) über eine Verordnung 
sicherzustellen. 

die Therapiesicherheit 
ohne HKP nicht gewähr-
leistet ist.  

„starken“ wird 
ergänzt. 
 

17.  B.A.H Wir regen daher an, die Kontrollver-
pflichtung aus der Leistungsbeschrei-
bung zu streichen. 

Haftungsrechtliche Bedenken 
Sofern das Richten der Medika-
mente verordnet wird, so wird 
dies schon aus wirtschaftlichen 

Dem Vorschlag wird 
nicht gefolgt. Der Pfle-
gedienst soll hier letzt-
lich kontrollieren, ob die 
entsprechenden vorbe-
reiteten Medikamente 

keine Ände-
rung 
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Aspekten als einmal wöchentli-
che Leistung bewilligt. Die Medi-
kamente werden von der Pflege-
fachkraft mithin in ein sog. Wo-
chendosimed / Wochenbox ge-
stellt. Der Leistungsbeschreibung 
ist zu entnehmen, dass Bestand-
teil der Leistung zudem die Kon-
trolle der tatsächlichen (und rich-
tigen?) Einnahme sein soll. Dies 
ist jedoch in der Praxis nicht um-
setzbar und birgt aus hiesiger 
Sicht für den Pflegedienst nicht 
zu vertretende haftungsrechtliche 
Risiken. So ist es der Pflegekraft, 
welche die Medikamente gerich-
tet hat i.d.R. nicht möglich, die 
(u.U. mehrmals) tägliche Ein-
nahme auf Richtigkeit und Voll-
ständigkeit im Nachhinein zu 
überprüfen. Zudem ist eine ein-
deutige Zuordnung der Medika-
mente im Wochendosimed nicht 
möglich. Es könnte lediglich eine 
Kontrolle hinsichtlich der Voll-
ständigkeit der Einnahme getä-
tigt werden, nicht jedoch hinsicht-
lich der Richtigkeit. 

sich nicht mehr in der 
Medikamentenbox be-
finden. Dies kann als In-
diz für die Einnahme ge-
wertet werden. 
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Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

18.  B.A.H Vorschlag zur Ergänzung der Be-
merkung zur Leistungsbeschrei-
bung 
 
Zur Konkretisierung schlagen wir zu-
dem folgende Ergänzung der Bemer-
kungen in der Leistungsbeschreibung 
vor (2. Absatz): 
 
„Pflegedienste müssen vorliegende In-
formationen über die Dosierung, Art 
und Zeitpunkt der Einnahme oder 
sonstige Anwendungshinweise (vor 
dem Essen etc.) berücksichtigen. 
Entsprechende Informationen sind 
den Ärztlichen Verordnungen und so-
weit erforderlich dem vom Arzt zu er-
stellenden Plan zu entnehmen.“ 

Konkretisierung der Ausfüh-
rungen zum Medikationsplan: 
Wer muss diesen erstellen? 
Was muss dieser enthalten? 
 
Leider geht aus der Neufassung 
der Leistungsbeschreibung nicht 
hervor, wer für die Erstellung des 
Medikationsplans zuständig sein 
soll. Aufgrund der Systematik 
und der fachlichen Verantwor-
tung kann dies nur der verord-
nende Arzt sein. 
Dennoch wird ein solcher Plan 
bisher in der Praxis häufig von 
den Pflegediensten, bzw. von der 
jeweiligen Pflegedienstleitung er-
stellt. In vielen Fällen wird wiede-
rum kein, oder nur ein sehr lü-
ckenhafter Plan erstellt. Hier be-
dürfte es aus Sicht der B.A.H. ei-
ner Konkretisierung. Diese sollte 
zudem die Eckpunkte des Medi-
kationsplans enthalte: was muss 
dieser zwingend enthalten, um 
den Anforderungen gerecht zu 
werden.  
 

Zustimmende Kenntnis-
nahme. Es erfolgt eine 
Klarstellung in der Be-
merkungsspalte, dass 
es sich hier um einen 
vom Arzt ausgestellten 
Medikationsplan han-
delt. 

Ja. Der Satz 
wird wie folgt 
gefasst: 
„.Entspre-
chende Infor-
mationen sind 
den ärztlichen 
Verordnungen 
und ggf. einem 
ärztlich ausge-
stellten Medi-
kationsplan zu 
entnehmen.“ 

19.  bad Die Sätze 3 und 4 in der Spalte „Be-
merkung“ („Pflegedienste müssen 

Der Passus ist deklaratorisch 
und insofern entbehrlich. Auch 

Siehe lfd. Nr. 14 Siehe lfd. Nr. 
14 
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vorliegende Informationen über die 
Dosierung, Art und Zeitpunkt der Ein-
nahme oder sonstige Anwendungshin-
weise (vor dem Essen etc.) berück-
sichtigen. Entsprechende Informatio-
nen sind den ärztlichen Verordnungen 
und ggf. einem Medikationsplan zu 
entnehmen.“) sind ersatzlos zu strei-
chen. 

ohne gesonderte Regelung in 
den Richtlinien sind Pflege-
dienste im Rahmen der häusli-
chen Krankenpflege (HKP) zur 
Berücksichtigung der ärztlichen 
Anordnungen verpflichtet. Dies 
gilt unabhängig davon, ob diese 
Anordnungen mündlich, in einem 
Medikamentenplan oder über ein 
sonstiges Medium erfolgt. Die 
vorgesehene Neuregelung bringt 
insofern weder einen rechtlichen 
Fortschritt, noch einen Erkennt-
nisgewinn für die betroffenen 
Leistungserbringer. 
Der Regelung liegt zudem weder 
ein Praxisproblem – hier: eine 
vorsätzliche Weigerung der Be-
achtung ärztlicher Anordnungen 
durch Pflegedienste – noch ein 
Bedarf an einer Klarstellung zu-
grunde, da die Verpflichtung zur 
Beachtung ärztlicher Anordnun-
gen im Rahmen der HKP unum-
stritten ist. 
Gleichzeitig wäre es systemwid-
rig in den Richtlinien, die sich an 
die verordnenden Ärzte richten 
und den gesetzlichen Anspruch 
der Versicherten konkretisieren 
sollen, die Verpflichtungen der 
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Pflegedienste gegenüber den 
Ärzten zu regeln bzw. diese zu 
konkretisieren. Die Richtlinien zur 
Verordnung häuslicher Kranken-
pflege nach § 92 Abs. 7 Satz 2 
SGB V sind hierfür nicht der rich-
tige Ort. Konsequenterweise ist 
bei den Positionen im Leistungs-
verzeichnis der Richtlinien bisher 
stets auf Regelungen zu den 
Pflichten von Pflegediensten ge-
genüber verordnenden Ärzten 
verzichtet worden. Diese Syste-
matik sollte beibehalten werden. 
Sofern eine solche Konkretisie-
rung inhaltlich für erforderlich er-
achtet wird – was diesseits im 
Hinblick auf die vorliegende The-
matik nicht der Fall ist, auch weil 
die allgemein gültigen Grunds-
ätze ordnungsgemäßer Leis-
tungserbringung allgemein be-
kannt sind (siehe oben) – ist es 
Aufgabe der Selbstverwaltung, 
konkrete Regelungen in Rah-
menvereinbarungen nach § 132a 
SGB V zu treffen. Konkurrie-
rende Regelungen in den HKP-
Richtlinien zu diesen Vereinba-
rungen der Selbstverwaltung wä-
ren kontraproduktiv. 
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20.  bpa In der Bemerkungsspalte zu Nr. 26 
des Leistungsverzeichnisses ist die 
Klarstellung zur Verordnung der Medi-
kamentengabe um den folgenden 
Satz zu ergänzen: 
„Die Ausstellung eines Medikamen-
tenplanes obliegt der Verantwortung 
des Arztes“ 

Grundlage des pflegerischen 
Handelns im Rahmen der Be-
handlungspflege ist ausschließ-
lich die ärztliche Verordnung. 
Diese stellt einerseits die leis-
tungs- und andererseits die haf-
tungsrechtliche Grundlage des 
Handelns durch die Pflege-
dienste dar. Lediglich auf dieser 
Grundlage ist jegliches Handeln 
des Pflegedienstes begründet. 
Ein zusätzlicher Medikamenten-
plan mag als ergänzende Infor-
mation für den Pflegedienst hilf-
reich sein. Auf die Leistungser-
bringung hat er keinen Einfluss. 
Weder kann der Pflegedienst Art, 
Umfang, Häufigkeit oder Dauer 
der Medikamente und deren Ein-
nahme beeinflussen noch ist er 
berechtigt, ggf. bestehende 
Wechselwirkungen zu analysie-
ren. Dieses ist Aufgabe des Arz-
tes ggf. noch des Apothekers. 
Wenn der Medikamentenplan für 
weitere Informationen als erfor-
derlich erachtet wird muss klar 
sein, dass sich der Einbezug ei-
nes solchen nicht auf die Durch-
führungs- und Übernahmeverant-
wortung des Pflegedienstes stüt-
zen kann. Vielmehr gehört es 

Siehe lfd. Nr. 18 Siehe lfd. Nr. 
18 
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zum Aufgabenbereich des Arz-
tes, weitere Informationen auf 
Basis eines Medikamentenpla-
nes zu übermitteln. 

21.  bpa In der Bemerkungsspalte zu Nr. 26 
des Leistungsverzeichnisses wird der 
2. Halbsatz („und umfasst auch die 
Kontrolle, ob die Medikamente regel-
mäßig eingenommen werden“) gestri-
chen 

Die Formulierung ist ohne unsere 
Streichung weithin auslegungsfä-
hig und mit erheblichen haftungs-
rechtlichen Folgerisiken für die 
Pflegedienste verbunden. Aus 
der Terminologie des unbe-
stimmten Rechtsbegriffs „regel-
mäßig“ können haftungsrechtlich 
Verantwortlichkeiten des durch-
führenden Pflegedienstes abge-
leitet werden, die leistungsrecht-
lich weder beschrieben sind, 
noch entsprechend vergütet wer-
den. Maßstab ist die ärztliche 
Verordnung, ist das Richten der 
Medikamente. Verordnet ist ge-
rade nicht die Gabe oder die 
Überwachung der Einnahme. So-
weit der Arzt zur Einschätzung 
der Möglichkeit zur selbständi-
gen Einnahme von Medikamen-
ten durch den Patienten gelangt 
und daraufhin das wöchentliche 
Richten der Medikamente verord-
net, kann es nicht Aufgabe des 
Pflegedienstes sein, die bestim-
mungsgemäße Einnahme zu 

Siehe lfd. Nr. 17 Siehe lfd. Nr. 
17 
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überwachen. Rein faktisch ist 
dieses auch nicht möglich, weil 
die Medikamente zur eigenstän-
digen Einnahme des Patienten 
vom Pflegedienst gestellt werden 
und diese Einnahme zu einem 
Zeitpunkt erfolgt, zu dem der 
Dienst nicht anwesend ist. 

22.  DPWV Änderung Bemerkungsspalte zur Leis-
tungsziffer 26 der HKP-RL: 
Verordnung der Medikamenten-
gabe/Medikationsplan. Der Absatz ist 
in der vorgesehenen Form ersatzlos 
zu streichen. 

Die Klarstellung zur Verordnung 
der Medikamentengabe ist über-
flüssig und sollte daher gestri-
chen werden. Das Medikamente 
entsprechend der ärztlichen Ver-
ordnung im Rahmen der Durch-
führungsverantwortung der Pfle-
gedienste sach- und fachkundig 
abgegeben werden, ist eine 
Grundvoraussetzung und – ver-
pflichtung, die keiner besonderen 
Aufnahme in die HKP-Richtlinie 
bedarf. 
Des Weiteren ist der ausdrückli-
che Verweis auf den Medikati-
onsplan irreführend und indiziert, 
dass Informationen des Arztes 
zur Ausführung der Medikamen-
tengabe entweder nur durch die 
ärztliche Verordnung oder einen 
Medikationsplan erfolgen. Dies 

Siehe lfd. 14 Siehe lfd. 14 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

50 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

ist jedoch unzutreffend. Zwar be-
steht zukünftig ein gesetzlicher 
Anspruch auf Erstellung und 
Aushändigung eines Medikati-
onsplans in Papierform, durch ei-
nen an der vertragsärztlichen 
Versorgung teilnehmenden Arzt 
wenn mindestens drei Medika-
mente gleichzeitig eingenommen 
werden müssen. Die Umsetzung 
dieser Vorgaben obliegt dem be-
handelnden Arzt. Der Pflege-
dienst hat keinerlei Möglichkeit 
die Ausstellung solcher Pläne 
durch die Ärzte zu erwirken. Zu 
befürchten ist jedoch, dass die 
Aufnahme dieser Regelung in die 
HKP-Richtlinie dazu führen wird, 
dass die Medikationspläne im 
Genehmigungsverfahren zwin-
gend vorausgesetzt werden. 

23.  DPWV Änderungsvorschlag: 
Das Wort „stark“ ist zu streichen. 

Im Rahmen der Stellungnahme 
zu Leistungsziffer 26 
(Medikamentengabe) möchten 
wir auf folgendes Hinweisen: 
Im vierten Spiegelstrich heißt es, 
dass die Medikamentengabe nur 
verordnungsfähig ist bei Patien-
tinnen und Patienten mit - einer 

Siehe lfd. Nr. 16 Siehe lfd. Nr. 
16 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

starken Einschränkung der geisti-
gen Leistungsfähigkeit oder Rea-
litätsverlust, so dass die Compli-
ance bei der medikamentösen 
Therapie nicht sichergestellt 
ist….“ 
Die Sicherstellung der Compli-
ance als auch die Reduzierung 
der Gefahr einer Fehleinnahme 
(Überdosierung etc.) über eine 
Verordnung ist nach unserer Auf-
fassung bereits bei leichten Ein-
schränkungen, wie z.B. bei be-
ginnender, noch nicht ärztlich di-
agnostizierter Demenz notwen-
dig. 

24.  DRK Änderungsvorschlag: 
Das Deutsche Rote Kreuz schlägt vor: 
Die Bemerkungsspalte wird optisch so 
gegliedert, dass ein einwandfreier Be-
zug zu dem Inhalt der Leistungsspalte 
besteht. 

Durch die neue Gliederung der 
Leistungsziffer 26 soll klargestellt 
werden, dass die Leistung der 
Medikamentengabe einerseits 
das Richten und andererseits 
das Verabreichen der Medika-
mente umfasst. 
Leider bringt die Klarstellung 
neue Unklarheiten mit sich. 
Da die Bemerkungsspalte ohne 
optische Begrenzung den Ober-
begriff „Medikamentengabe“ und 
die beiden Unterbegriffe „Richten 

Siehe lfd. Nr. 10 Siehe lfd. Nr. 
10 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

von Medikamenten“ und „Verab-
reichen von Medikamenten“ um-
fasst ist nicht mehr trennscharf 
zu erkennen, welche Bemerkun-
gen sich auf welchen Begriff in 
der Spalte „Leistungsbeschrei-
bung“ beziehen. 
Die Bemerkungsspalte sollte op-
tisch so gegliedert werden, dass 
ein einwandfreier Bezug zu dem 
Inhalt der Leistungsspalte be-
steht. 
Dies kann bspw. durch einen 
Trennstrich geschehen oder in 
dem den Bemerkungen die Be-
zugshinweise zu 1), zu 2) voran-
gestellt werden. 

25.  DRK 
 

Zu Leistungsverzeichnis/ Bemerkung 
 
Änderungsvorschlag: 
- einer starken Einschränkung der 
geistigen Leistungsfähigkeit oder Rea-
litätsverlust, so dass die Compliance 
bei der medikamentösen Therapie 
nicht sichergestellt ist. 

Im Rahmen der Möglichkeit zur 
Stellungnahme zu Nr. 26 Medika-
mentengabe möchte wir ergän-
zend noch folgenden Hinweis ge-
ben: 
Im vierten Spiegelstrich heißt es, 
dass die Medikamentengabe nur 
verordnungsfähig ist bei Patien-
tinnen und Patienten mit  
- einer starken Einschränkung 
der geistigen Leistungsfähigkeit 
oder Realitätsverlust, so dass die 

Siehe lfd. Nr. 16  
 

Siehe lfd. Nr. 
16 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

Compliance bei der medikamen-
tösen Therapie nicht sicherge-
stellt ist….“ 
 
Wir sehen an dieser Stelle Ände-
rungsbedarf. Es besteht nicht nur 
bei starker - Einschränkung der 
geistigen Leistungsfähigkeit oder 
Realitätsverlust die Notwendig-
keit der Medikamentengabe 
durch den ambulanten Pflege-
dienst. Auch bei leichten Ein-
schränkungen, wie z.B. bei be-
ginnender, noch nicht ärztlich di-
agnostizierter Demenz ist sowohl 
die Sicherstellung der Compli-
ance als auch die Reduzierung 
der Gefahr einer Fehleinnahme 
(Überdosierung etc.) über eine 
Verordnung sicherzustellen. 
 

26.  Diakonie 
Deutschland 

Änderungsvorschlag: 
Die Diakonie Deutschland sieht die 
Notwendigkeit einer Anpassung der 
Spalte Bemerkung ausgerichtet an der 
vorgeschlagenen Nummerierung im 
Rahmen der Leistungsbeschreibung. 
 
Die Diakonie Deutschland schlägt fol-
gende Formulierung für die Spalte Be-
merkung vor:   

Durch die neue Gliederung der 
Leistungsziffer 26 soll klargestellt 
werden, dass die Leistung der 
Medikamentengabe einerseits 
das Richten und andererseits 
das Verabreichen der Medika-
mente umfasst.  
 

Zu dem Aspekt Gliede-
rung: Siehe lfd. Nr. 10 
 
Zu dem Aspekt Kon-
trolle der Medikamen-
teneinnahme: 

Siehe lfd. Nr. 
10 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

1. Richten von ärztlich verordneten 
Medikamenten … 
 
Unter Bemerkung: 
Das Richten der Arzneimittel erfolgt 
i.d.R. wöchentlich (mit Ausnahme flüs-
siger Medikamente wie Säfte und 
Tropfen) und umfasst auch die Kon-
trolle, ob die Medikamente regelmäßig 
eingenommen wurden.“ 
 
 
2. Verabreichen von ärztlich verordne-
ten Medikamenten … 
Unter Bemerkung: 
„Das Verabreichen der Arzneimittel 
umfasst auch die Kontrolle, ob die Me-
dikamente regelmäßig eingenommen 
wurden.  
Das Verabreichen der Arzneimittel 
kann auch in Form des Erinnerns oder 
einer Anleitung bei der Medikamen-
teneinnahme erfolgen.“ 
 

Durch das Einfügen der Numme-
rierung wird eine Unterteilung 
vorgenommen. Jedoch erfolgt 
diese inhaltliche Unterteilung 
nicht in der Spalte Bemerkung. 
Im Beschlussentwurf wird unter 
1. Richten von Medikamenten 
(ungeändert) der aktuell gültige 
Satz ausgeführt: 
„Das Richten der Arzneimittel er-
folgt i.d.R. wöchentlich …..“ 
 
Da derzeit unter Richten von 
ärztlich verordneten Medikamen-
ten das Verabreichen der Medi-
kamente als erster Spiegelstrich 
geführt wird, kann die Formulie-
rung auf beide Punkte bezogen 
werden. Mit der vorgesehenen 
Änderung in der Leistungsbe-
schreibung  
1. Richten von ärztlich ver-
ordneten Medikamenten und 
2. Verabreichen von ärztlich 
verordneten Medikamenten  
ist jedoch in der Spalte Bemer-
kung eine entsprechende Korrek-
tur vorzunehmen. 
 

Dem Vorschlag wird 
nicht gefolgt. Die Leis-
tung „Verabreichen von 
Medikamenten“ umfasst 
die Kontrolle, ob das 
Medikament eingenom-
men worden ist. Bei der 
Leistung „Verabreichen 
von Medikamenten“ ist 
der Pflegedienst aktiv 
eingebunden und die 
Kontrolle ist inkludiert.  
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

Die Diakonie Deutschland sieht 
es als erforderlich an, die Aus-
führungen zum Richten der Medi-
kamente und zur Kontrolle der 
Einnahme der Medikamente in 
der Spalte Bemerkung entspre-
chend der Nummerierung in der 
Leistungsbeschreibung anzupas-
sen. Dies ist erforderlich, da im 
Rahmen des i.d.R. wöchentli-
chen Richtens der Medikamente 
nicht die regelmäßige Einnahme 
der Medikamente (z. B. 3 x tgl.) 
überprüfbar ist. Kontrollierbar für 
den ambulanten Pflegedienst ist 
lediglich die Entnahme/Nichtent-
nahme der Medikamente aus 
dem Disperser bei der nächsten 
Leistungserbringung. Die Kon-
trolle der Einnahme der Medika-
mente ist nicht verordnungsfähig 
und daher auch nicht durchführ-
bar. Insbesondere vor dem Hin-
tergrund, dass beim Richten von 
ärztlich verordneten Medikamen-
ten der verordnete Arzt sich da-
von überzeugt hat, dass der Pati-
ent in der Lage ist, die Medika-
mente selbstständig einzuneh-
men. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

Beim Verabreichen sollte unserer 
Auffassung nach aufgrund von 
Praxis- und Interpretationsproble-
men der Krankenkassen bei der 
Genehmigung der Leistungen 
auch klargestellt werden, dass 
das Verabreichen der Arzneimit-
tel auch in Form des Erinnerns 
des Versicherten oder einer An-
leitung bei der Medikamentenein-
nahme erfolgen kann. 

27.  Diakonie 
Deutschland 

Änderungsvorschlag zu Satz 1 Spie-
gelstrich 4: 
„- einer starken Einschränkung der 
geistigen Leistungsfähigkeit oder Rea-
litätsverlust, so dass die Compliance 
bei der medikamentösen Therapie 
nicht sichergestellt ist.“ 

Im Rahmen der Möglichkeit zur 
Stellungnahme zu Nr. 26 Medika-
mentengabe möchten wir ergän-
zend noch folgenden Hinweis ge-
ben: 
Im vierten Spiegelstrich heißt es, 
dass die Medikamentengabe nur 
verordnungsfähig ist bei Patien-
tinnen und Patienten mit  
- einer starken Einschränkung 
der geistigen Leistungsfähigkeit 
oder Realitätsverlust, so dass die 
Compliance bei der medikamen-
tösen Therapie nicht sicherge-
stellt ist….“ 
 
Die Diakonie Deutschland sieht 
an dieser Stelle Änderungsbe-
darf. Es besteht nicht nur bei 

Siehe lfd. Nr. 16  
 

Siehe lfd. Nr. 
16  
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

starker - Einschränkung der geis-
tigen Leistungsfähigkeit oder Re-
alitätsverlust die Notwendigkeit 
der Medikamentengabe durch 
den ambulanten Pflegedienst. 
Auch bei leichten Einschränkun-
gen, wie z. B. bei beginnender, 
noch nicht ärztlich diagnostizier-
ter Demenz ist sowohl die Si-
cherstellung der Compliance als 
auch die Reduzierung der Gefahr 
einer Fehleinnahme (Überdosie-
rung etc.) über eine Verordnung 
sicherzustellen. 

28.  Diakonie 
Deutschland 

Änderungsvorschlag zum neuen 
Absatz: 
„Pflegedienste müssen vorliegende In-
formationen über die Dosierung, Art 
und Zeitpunkt der Einnahme oder 
sonstige Anwendungshinweise (vor 
dem Essen etc.), die aus der Verord-
nung hervorgehen, berücksichtigen. 
Entsprechende Informationen sind 
den ärztlichen Verordnungen und ggf. 
einem Medikationsplan zu entneh-
men.“ 

Wir stimmen der Einfügung des 
neuen Absatzes mit Änderungen 
zu. Es fehlt hier jedoch – anders 
als beim vorhergehenden Text - 
der Verweis auf die Verordnung. 
Auch die vorliegenden Informati-
onen über die Dosierung,… müs-
sen aus der Verordnung hervor-
gehen, deshalb schlagen wir den 
entsprechenden Einschub vor.  
 

Siehe lfd. Nr. 18 Siehe lfd. Nr. 
18 

29.  VDAB Die über den Entwurf neu eingefügte 
Bemerkung ist wie folgt neu zu formu-
lieren: 
 

Dem derzeitigen Entwurf ist fol-
gender Zusatz in der Bemerkung 
zu entnehmen: „Pflegedienste 
müssen vorliegend Informationen 

Siehe lfd. Nr. 18 Siehe lfd. Nr. 
18 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

„Pflegedienste sind zu informieren 
über die Dosierung, Art und Zeitpunkt 
der Einnahme oder sonstige Anwen-
dungshinweise (vor dem Essen etc.). 
Diese Informationen sind dem Pfleg-
dienst durch den verordnenden Arzt 
mittels der ärztlichen Verordnung und 
ggf. einem Medikationsplan zu über-
mitteln.“ 
 
 

über Dosierung, Art und Zeit-
punkt der Einnahme oder sons-
tige Anwendungshinweise (vor 
dem Essen etc.) berücksichtigen. 
Entsprechende Informationen 
sind den ärztlichen Verordnun-
gen und ggf. einem Medikations-
plan zu entnehmen.“ 
 
Der im Entwurf neu formulierte 
Bestandteil der Bemerkung zu 
Leistung Nr. 26 – Medikamenten-
gabe – in dem oben benannten 
Wortlaut stellt eine Änderung zu 
Lasten Dritter dar. Grundlage für 
die Erbringung der Medikamen-
tengabe im Rahmen der HKP ist 
die ärztliche Verordnung, aus 
welcher insbesondere die Präpa-
rate sowie Dauer und Häufigkeit 
der Gabe zu entnehmen sind. 
Die Ausstellung der ärztlichen 
Verordnung liegt jedoch im 
Machtbereich des verordnenden 
Arztes. Aus diesem Grunde 
muss positiv formuliert wer-
den, dass der verordnende 
Arzt die Pflicht hat, die Pflege-
dienste mittels ärztlicher Ver-
ordnung und im Rahmen sei-
ner Anordnungsverantwortung 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

über das Medikament, die An-
zahl und die Dauer zu informie-
ren. Der Medikationsplan, wel-
cher ein gängiges Mittel zur Infor-
mationslieferung in der Praxis 
darstellt, liegt in seiner Erstellung 
und Aktualisierung ebenfalls im 
Verantwortungsbereich des ver-
ordnenden Arztes. Der verord-
nende Arzt hat die ausschließli-
che Anordnungsverantwortung 
und legt die korrekte Anzahl und 
Dosierung aller Medikamente 
fest. Deshalb ist auch bezüglich 
des Medikationsplanes positiv 
klarzustellen, dass dieser grund-
sätzlich und vor allem vollum-
fänglich aller verordneten Medi-
kamente vom verordnenden Arzt 
dem Pflegedienst zur Verfügung 
gestellt werden muss. 

30.  VDAB In der Bemerkung zu „Richten von 
ärztlich verordneten Medikamenten“ 
ist der Wortlaut “i.d.R. wöchentlich“ zu 
streichen und zu ersetzen durch “für 
einen bestimmten Zeitraum“. 

Zwar existiert die Begrifflichkeit 
„i.d.R.“ (impliziert die Möglichkeit 
von Ausnahmen), jedoch werden 
von den Krankenkassen prinzipi-
ell keine Ausnahmen zugelas-
sen.  
Dem Verstoß gegen die Richtli-
nie muss ein Ende gesetzt wer-
den, deshalb fordert der VDAB 

Dem Vorschlag wird 
nicht gefolgt. Diese 
Problematik ist in der 
Praxis nicht bekannt 
und wird in den weiteren 
Stellungnahmen nicht 
adressiert. Wie vom 
VDAB ausgeführt, ist mit 
der Formulierung „i.d.R.“ 

keine Ände-
rung. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

eine Streichung der beschrän-
kenden Vorgabe „i.d.R. wöchent-
lich“ und plädiert für eine Öffnung 
des Wortlautes: „für einen be-
stimmten Zeitraum“. Die Festle-
gung des Zeitraumes muss dem 
ärztlichen Ermessen überlassen 
bleiben (z.B. das Richten von Ta-
gesdosetten auf Grund psychi-
scher Störungen). 

die Möglichkeit der Aus-
nahme gegeben und da-
mit eine Öffnung bereits 
möglich.  

31.  DBfK Der DBfK empfiehlt die Streichung 
des eingefügten Absatzes zu Berück-
sichtigung vorliegender Informationen 
in der ärztlichen Verordnung oder ggf. 
einem Medikamentenplan. 

Durch ihre Qualifikationen wer-
den Pflegefachpersonen zur 
Durchführung der Medikamen-
tengabe befähigt und durch die 
ärztliche Verordnung wird die 
Durchführungsverantwortung auf 
die Pflegefachpersonen übertra-
gen. Dies beinhaltet die Prüfung 
der zu verabreichenden Medika-
mente hinsichtlich Dosierung, 
Art, Zeitpunkt der Einnahme so-
wie weiterer Anwendungshin-
weise. 
Daher bedarf es aus Sicht des 
DBfK in den Bemerkungen der 
HKP-RL keine weitere Nennung. 
Es gibt zwar ab 01.10.2016 gem. 
§ 31 a SGB V den Anspruch des 
Versicherten auf Erstellung und 

Siehe lfd. Nr. 14 und 18 Siehe lfd. Nr. 
14 und 18 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Beschluss-
entwurf 

Aushändigung eines Medikati-
onsplans in Papierform, durch ei-
nen an der vertragsärztlichen 
Versorgung teilnehmenden Arzt 
wenn mindestens drei Medika-
mente gleichzeitig eingenommen 
werden müssen. Die Umsetzung 
dieser Vorgaben obliegt dem be-
handelnden Arzt. Der Pflege-
dienst hat keinerlei Möglichkeit 
die Ausstellung solcher Pläne 
durch die Ärzte zu erwirken. Die 
Pflegefachperson bzw. der am-
bulante Pflegedienst kann an 
dieser Stelle nicht in die Pflicht 
genommen werden, diese Pläne 
vorzuhalten oder gar für die Ge-
nehmigungsverfahren den Kran-
kenkassen vorzulegen. Es gilt 
auch im Sinne der Entbürokrati-
sierung zu vermeiden, dass die 
Kostenträger Medikamenten-
pläne für die Genehmigungsver-
fahren anfordern und fehlende 
Angaben- aber u. U. mündlich 
abgesprochene Angaben (z.B. 
zum Zeitpunkt der Einnahme) 
den Pflegediensten anlasten und 
als Gründe für Leistungsableh-
nungen verwenden. 
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 Stellungnahmen zur Änderung des Leistungsverzeichnisses der HKP-RL: Neufassung Nummer 26 - Dauer und Häufigkeit 
d.M. 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ Orga-
nisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

32.  VDAB Der Zusatz unter Dauer und Häufig-
keit der Maßnahme („Bei Folgeverord-
nungen ausführliche ärztliche Begrün-
dung“) ist aus der  Beschreibung der 
HKP-Leistung Nr. 26 zu streichen. 

Im Rahmen der Bemühungen 
zum Abbau überbürdender Büro-
kratie fordert der VDAB die Strei-
chung dieser Passage. 

Kenntnisnahme. Das 
Wort „ausführlich“ wird 
aus dem genannten 
Satz gestrichen, da eine 
Folgeverordnung in der 
Regel zu begründen ist. 

Ja: 
Der Satz in 
der Spalte 
„Dauer und 
Häufigkeit“ 
wird wie folgt 
gefasst: 
„Bei Folgever-
ordnungen 
ärztl. Begrün-
dung.“  

  



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

63 

 Stellungnahmen zur Änderung des Leistungsverzeichnisses der HKP-RL: Änderung Nummer 29 - Bemerkung 
Lfd. 
Nr.  

Institution/ Or-
ganisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Be-
schluss-
entwurf 

33.  Diakonie 
Deutschland 

Änderung bei Trachealkanüle Leis-
tungsziffer 29  
„Der Wechsel einer Trachealkanüle 
umfasst auch den Wechsel einer 
Sprechkanüle gegen eine Dauerka-
nüle und umgekehrt. Das Absaugen 
(Nr. 6) ist gesondert verordnungsfä-
hig“. 

Dieser Bemerkung stimmen wir 
zu. Zusätzlich sollte jedoch in 
den Bemerkungen ein Verweis 
auf Nr. 6 „Absaugen“ aufgenom-
men werden. Aus fachlichen 
Gründen ist in manchen Fällen 
eine Reinigung der Trachealka-
nüle nicht ausreichend z. B. bei 
starker Verschleimung oder ei-
nem Infekt der oberen Atem-
wege, daher sollte auf die Mög-
lichkeit des zusätzlich verord-
nungsfähigen Absaugens in der 
Bemerkungsspalte hingewiesen 
werden. 

Zustimmende Kenntnis-
nahme.  

Ja: 
Es wird fol-
gender Hin-
weis ergänzt: 
„siehe Absau-
gen (Nr. 6).“ 
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B-7 Mündliche Stellungnahmen 
Alle stellungnahmeberechtigten Organisationen/Institutionen, die eine schriftliche Stellung-
nahme abgegeben haben, wurden fristgerecht zur Anhörung am 22. Februar 2017 eingeladen. 

B-7.1 Teilnahme an der Anhörung und Offenlegung von Interessenkonflikten  
Vertreterinnen oder Vertreter von Stellungnahmeberechtigten, die an mündlichen Beratungen 
im G-BA oder in seinen Untergliederungen teilnehmen, haben nach Maßgabe des 1.  Kapitels 
5. Abschnitt VerfO Tatsachen offen zu legen, die ihre Unabhängigkeit potenziell beeinflussen. 
Inhalt und Umfang der Offenlegungserklärung bestimmen sich nach 1. Kapitel Anlage I, Form-
blatt 1 VerfO (abrufbar unter www.g-ba.de).  
Im Folgenden sind die Teilnehmer der Anhörung am 22. Februar 2017 aufgeführt und deren 
potenziellen Interessenkonflikte zusammenfassend dargestellt. Alle Informationen beruhen 
auf Selbstangabe der einzelnen Personen. Die Fragen entstammen dem Formblatt und sind 
im Anschluss an diese Zusammenfassung aufgeführt. 
 

http://www.g-ba.de/
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Organisation/ 
Institution 

Anrede / Titel / Name  Frage 
1 2 3 4 5 6  

Bundesarbeitsgemeinschaft 
Hauskrankenpflege e.V. 
(B.A.H.) 

Frau Kerstin Roth Nein Nein Nein Nein Nein Nein 

Frau Ulrike Maske Nein Nein Nein Nein Nein Nein 

Bundesverband Ambulante 
Dienste und Stationäre Ein-
richtungen e. V. (bad e. V.) 

Frau Simone Kempin 
Ja Nein Nein Nein Nein Nein 

Bundesverband privater An-
bieter sozialer Dienste e.V. 
(bpa) 

Herr. Dr. Oliver Stegemann 
Ja Nein Nein Nein Nein Nein 
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Frage 1: Anstellungsverhältnisse  
Sind oder waren Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor angestellt 
bei einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswe-
sen, insbesondere bei einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizin-
produkten oder einem industriellen Interessenverband? 
Frage 2: Beratungsverhältnisse  
Beraten Sie oder haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor 
ein Unternehmen, eine Institution oder einen Interessenverband im Gesundheitswesen, ins-
besondere ein pharmazeutisches Unternehmen, einen Hersteller von Medizinprodukten oder 
einen industriellen Interessenverband direkt oder indirekt beraten? 
Frage 3: Honorare  
Haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor direkt oder indirekt 
von einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswe-
sen, insbesondere einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinpro-
dukten oder einem industriellen Interessenverband Honorare erhalten für Vorträge, Stellung-
nahmen oder Artikel? 
Frage 4: Drittmittel  
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, 
genügen Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe 
etc.), für die Sie tätig sind, abseits einer Anstellung oder Beratungstätigkeit innerhalb des lau-
fenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor von einem Unternehmen, einer Institution oder 
einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere einem pharmazeutischen Un-
ternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenver-
band finanzielle Unterstützung für Forschungsaktivitäten, andere wissenschaftliche Leistun-
gen oder Patentanmeldungen erhalten? 
Frage 5: Sonstige Unterstützung  
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, 
genügen Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe 
etc.), für die Sie tätig sind, innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor 
sonstige finanzielle oder geldwerte Zuwendungen (z. B. Ausrüstung, Personal, Unterstützung 
bei der Ausrichtung einer Veranstaltung, Übernahme von Reisekosten oder Teilnahmegebüh-
ren ohne wissenschaftliche Gegenleistung) erhalten von einem Unternehmen, einer Institution 
oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere von einem pharmazeuti-
schen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interes-
senverband? 
Frage 6: Aktien, Geschäftsanteile  
Besitzen Sie Aktien, Optionsscheine oder sonstige Geschäftsanteile eines Unternehmens o-
der einer anderweitigen Institution, insbesondere von einem pharmazeutischen Unternehmen 
oder einem Hersteller von Medizinprodukten? Besitzen Sie Anteile eines „Branchenfonds“, der 
auf pharmazeutische Unternehmen oder Hersteller von Medizinprodukten ausgerichtet ist? 
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B-7.2 Auswertung der mündlichen Stellungnahmen  
Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat festgestellt, dass keine über die schriftlich 
abgegebenen Stellungnahmen hinausgehenden Aspekte in der Anhörung vorgetragen wur-
den. Daher bedurfte es keiner gesonderten Auswertung der mündlichen Stellungnahmen (s. 1. 
Kapitel § 12 Abs. 3 Satz 4 VerfO). 
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B-8 Würdigung der Stellungnahmen  
Vor Entscheidungen des G-BA über die Änderung der Häusliche Krankenpflege Richtlinie 
wird nach gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SGB V, den hierzu berechtigten Organisationen und 
nach § 91 Abs. 5 SGB V der Bundesärztekammer Gelegenheit zur Abgabe einer Stellung-
nahme zu der geplanten Richtlinienänderung gegeben. Die Stellungnahmen werden in die 
Entscheidung einbezogen.  
Der G-BA hat die schriftlichen Stellungnahmen ausgewertet. Das Stellungnahmeverfahren ist 
in der Zusammenfassenden Dokumentation in Abschnitt B dokumentiert. 
Nach Auffassung des G-BA ergeben sich aus den Stellungnahmen folgende begründete Än-
derungsvorschläge in Bezug auf die geplante Erstfassung der Änderung der Häusliche Kran-
kenpflege Richtlinie: 

• In der Spalte Leistungsbeschreibung wurde der Name „Medikamentengabe“ in „Medi-
kamente“ geändert. 
 

• In der Spalte Bemerkung wurde in Satz 1 die Wörter „Die Medikamentengabe“ durch 
die Wörter „Diese Leistung“ ersetzt. 
 

• In der Spalte Bemerkung wurde im 4. Spiegelstrich nach dem Wort „einer“ das Wort 
„so“ ergänzt. 
 

• In der Spalte Bemerkung wurde der Satz „Entsprechende Informationen sind den 
ärztlichen Verordnungen und ggf. einem Medikationsplan zu entnehmen“ nach dem 
Wort „einem“ durch die Worte „ärztlich ausgestellten“ ergänzt. 
 

• In der Spalte Bemerkung wurde vor dem Satz „Die Ohrenspülung ist eine ärztliche 
Tätigkeit.“ Der Satz „Das Verabreichen beinhaltet auch die notwendige Vorbereitung 
der Medikamente.“ ergänzt. 
 

• In der Spalte Dauer und Häufigkeit der Maßnahme wurde das Wort „ausführliche“ ge-
strichen. 

 
Zur den Änderungen der Nummer 29 „Trachealkanüle, Wechsel und Pflege der“ im 
Leistungsverzeichnis: 
Nach dem neu eingefügten Satz „Der Wechsel einer Trachealkanüle umfasst auch den 
Wechsel einer Sprechkanüle gegen eine Dauerkanüle und umgekehrt.“ werden folgende 
Wörter ergänzt: „Siehe Absaugen (Nr. 6)“.  
 
 
Im Übrigen hat sich kein weiterer inhaltlicher Änderungsbedarf aus den Stellungnahmen für 
die Änderung der Richtlinie ergeben. 
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B-9 Anhang: Stellungnahmen 

B-9.1 Schriftliche Stellungnahmen 
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B-9.2 Mündliche Stellungnahmen 
 Wortprotokoll der Anhörung 
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C Bürokratiekostenermittlung 
Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen bzw. geänderten Informations-
pflichten für Leistungserbringer im Sinne von Anlage II zum 1. Kapitel VerfO und dement-
sprechend keine Bürokratiekosten. 
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